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"Ku-Klux-Klan-Affäre: Bericht sieht keine Fehler im System Verfassungsschutz 

Der jüngst bekannt gewordene 
mutmaßliche Geheimnisverrat 
eines Verfassungsschützers an 
ein Ku-Klux-KJan-Mitgiied 2002 
ist ein Einzelfall. Das ergaben 
Überprüfungen des landesam­
tes für Verfassungsschutz. 

BmlNA WIESELMANN 

Stuttgart. Nach inten iver, nichtöf­
fentlicher Befragung Im Ständigen 
Ausschuss des Landtags erklärte In­
nenminister Reinhold Gall (SPDl 
gestern Ilchmittag vor der Presse: 
"leb kann keine grundlegenden De­
fizite feststellen." Der Minister 
f te damit das damalige Vorgehen 
gegen den Verfassungsschutzbeam­
ten ZUS\lDlIIlen, der amtsintern 
2002 de Verdachts de Geheimn! ­
verrats beschuldigt worde war. 
Wie berichtet, oll er Abhörmaßnah­
men des Landesamtes für Verfas­
ungs chutz (LlV) an den Chef des 

rassi tischen Geheimbunds Ku­
Klux-Klan (KKl<) in Schwäbisch Hall 
verraten haben. Das bestritt er da· 
mals wie heute. 

Das damals keine strafrechtli­
chen oder disziplinarrech1lichen 
Schritte von Seite des LtV ter­
nommen worden ware , sondern 
der Beamte 2003 nur die Sicherheits­

rmächLigung entzogen bekam und 
er In das Regierungspräsidium Stun­
gart abgeordnet wurde, hält Gall auf­
grund der Aufarbeirung der Vor­
gänge für "vertretbar" Es sei da­
nUllS sehr sorgfältig abgewogen wor­
den, "vielleicht häete Ich auch 0 

eOlScWeden" . 
DerAmtschefdes lnnerunini teri­

ums, Herbert ZInell. verwIes darauf, 
das für den Verfassungs chutz an­
ders als für die Strafverfolgungsbe. 
hörden nicht das Legalitäts-. son­
dern das Opportunitätsprinzip 
gelte. Dadurch können au h icher­
heitserwägungen in da. H odeln 
mit einbezogen werden. Auch die 
Bedeutun der Unschuldsvennu­
tunR habe eine Rolle gespielt. weil 
der unt rstellte Geheimnisverrat 
nicht habe beWle en werden kön­
nen.lnzwi chenl1atdasUVeinDis­
ziplinarverfahren gegen den Beam­
tenIDit d m Ziel der Entfernung a 
dem Dienst eingeleitet. Denn: Nach 
einer ßeurlaubung auf eigenen 

Wunsch will der Beamte ab 2014 
wieder in den Landesdien t über­
nommen werden. Im Zuge der Kon­
taktaufnahme mit dem LN au die­
sem Grund wlIr der Fall' August 
2012 dem InnenminIstedum be­

anot geworden. 

Auch wenn Verfassungsschuuprasidentin Beat~ Bube gest rn von ein m "Einzelfall" sprach: Künftig sollen rnnenminister und 
das parlamentansche Kontroltgremium über möglich Fälle von Geheimnisverrat unterrichtet werden. Foto. dpa 

Gall wurde am 9. Oktober darü­
ber unterrichtet. Auf eine Veranlas­
sung Wn haben da Innenministe­
rium und da' UV in den letzten Ta­
gen einen ausfllhrlichen Bericht zu 
diesem "Sicherheit problem 2002" 
für den Ständigen Aus chus erar­
beitet. Der Pre e wurde dieser "we­
gen _trenger icherheitsvor chrif­

usschus iII di Akten 

Der NSU-Untersuchungsausschuss Im 
Bundestag will eigene Nachforschungen 
zur Ku-Klux-Klan-Affäre anstellen. Das Gre­
mium beschloss gestern in Berlln. dazu Ak­
ten anzufordern. UnIons·Obmann (Iemens 
Binnlnger ((DU) sagte, die Landesregie­
rung habe zwar Aufklärung ver5prochen. 
Mögliche Bezüge zwischen dem Klan und 
der rechtsextremen Terrorzel.le NSU müsse 
der Ausschuss aber selbs1 aufarbeiten. Isw 

Leu" nur in Au zügen vorgelegt. 
Gleichzeitig überprüfte das LfV 
auch, ob es im AmL seit 2000 ähn­
lich gelagerte Fälle gab. 

Die Präsidentin des uv. Beate 
Bube. sagte: "Die Aufarbeitung bat 
gezeigt, . es ein Einzelfall war." 
Nicht vergleichbar sei das Vor­
kommn' eine trafrechtlich ver­
folgten. s äter wef{en ger' ger 

huld gegen Geldbuße eingestell­
TeD G€h imnisverrats an eillen b ­
freundelen Naclrrichtendlel1St im 
Jahr 2010. Auch andere, nicht dienst­
li he Kontakte von UV-Mltarbei­
tern zu extrem isLischen Organisatio­
nen habe man im LfV in den vergan­
genen zwölf Jahren nicht gefund . 
Bel e' er Organisation mit 330 Per­
sonen seien in dieser Hinsicht 
"keine grundlegenden Defizite er­
kennbar", heißt es im Bericht. 

Kon equenzen will Innenminis­
ter GaU dennoch ziehen: Es müsse 

der Grund 'atz gelten, dass der Ver­
dacht nufein Straftat eines LN-Mit­
arbeiter umfa end aufgeklärt und 
in der Regel angezei t werde. "Stille 
Lösungen" müs ten die Ausnahme 
bleiben. ehe es um den Verdacht 
des Geheimni verrats "legt der M ­
nister Wert, darauf untemchtet zu 
werden". Ob die damalige piLZe 
des lnnenmimsteriumli informiert 
ward n war. ließ ich ni ht mehr 
feststel en. In jedem Fall mü' e 
rechtzeitig vor drohender Verjäh­
rung der Fall nochmals überprüft 
werden. Auch. das G-l -Gremium 
des Landtags ei zu informieren. 

Wie bekanOl, hatten 2002 auch 
zwei Bereits aftspolizisteo Kon­
takt zum Ku-Klux-Klan in Hall. Erst 
2005 kam es zu einer RUge bezie­
hungsweise einer Zurechtweisung 
d eh das hmenmlni terium. Di'­
ziplinarrech.tlich können sie jetzt 
nicht mehr belang werden. 


